
 

 

 

DO & CO Aktiengesellschaft 

Wien, FN 156765 m 

 

Beschlussvorschläge des Aufsichtsrats für die 

17. ordentliche Hauptversammlung 

2. Juli 2015 

 

1. Vorlage des Jahresabschlusses samt Lagebericht und Corporate Governance-

Bericht, des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht, des Vorschlags für 

die Gewinnverwendung und des vom Aufsichtsrat erstatteten Berichts für das 

Geschäftsjahr 2014/2015 

Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt ist nicht erforderlich. 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, aus dem im Jahresabschluss 2014/2015 ausgewie-

senen Bilanzgewinn in Höhe von EUR 11.692.800 eine Dividende von EUR 1,20 

(Basisdividende EUR 0,85 + Sonderdividende EUR 0,35) je dividendenberechtigte 

Aktie. Dividendenzahltag ist der 20. Juli 2015; der Ex-Dividenden Tag ist der 6. 

Juli 2015. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2014/2015 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2014/2015 am-

tierenden Mitglieder des Vorstands für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2014/2015 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2014/2015 am-

tierenden Mitglieder des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

5. Beschlussfassung über die Vergütung für den Aufsichtsrat für das Geschäfts-

jahr 2014/2015 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, als Vergütung für die Mitglieder des Aufsichtsrats für 

das Geschäftsjahr 2014/2015 einen Betrag von EUR 100.000,-- zu beschließen, 

wobei die Aufteilung dem Aufsichtsrat überlassen wird. 

6. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäfts-

jahr 2015/2016 
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Der Aufsichtsrat schlägt vor, die PKF CENTURION Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft mbH, Wien, zum Abschlussprüfer für den Jahres- und Konzernabschluss für 

das Geschäftsjahr 2015/2016 zu bestellen. Diesem Beschlussvorschlag des Auf-

sichtsrats liegt ein Vorschlag durch den Prüfungsausschuss zugrunde. 

 

7. Beschlussfassung über die neuerliche Ermächtigung des Vorstands 

a) zum Erwerb eigener Aktien gem § 65 Abs 1 Z 8 sowie Abs 1a und Abs 1b 

AktG sowohl über die Börse als auch außerbörslich im Ausmaß von bis 

zu 10 % des Grundkapitals, auch unter Ausschluss des quotenmäßigen 

Veräußerungsrechts, das mit einem solchen Erwerb einhergehen kann 

(umgekehrter Bezugsrechtsausschluss), 

b) gem § 65 Abs 1b AktG für die Veräußerung bzw Verwendung eigener 

Aktien eine andere Art der Veräußerung als über die Börse oder durch 

ein öffentliches Angebot unter sinngemäßer Anwendung der Regelungen 

über den Bezugsrechtsausschluss der Aktionäre zu beschließen, 

c) das Grundkapital durch Einziehung dieser eigenen Aktien ohne weiteren 

Hauptversammlungsbeschluss herabzusetzen. 

 

Der Vorstand wurde zuletzt mit Beschluss der Hauptversammlung vom 3.7.2014 

ermächtigt, eigene Aktien gemäß § 65 Abs 1 Z 8 AktG im Ausmaß von bis zu  

10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben und eigene Aktien gemäß  

§ 65 Abs 1b AktG auch auf andere Art als über die Börse oder durch ein öffentli-

ches Angebot zu veräußern. Der Vorstand hat von diesen Ermächtigungen Ge-

brauch gemacht, sodass die Gesellschaft (i) am 26.9.2014 von der UniCredit 

Bank AG 974.400 Stück eigene Aktien (das sind 10 % des Grundkapitals) erwor-

ben und (ii) am 6.11.2014 974.400 Stück eigene Aktien an im Wege eines Ac-

celerated Bookbuildings ausgewählte Investoren veräußert hat. Die mit Beschluss 

der Hauptversammlung vom 3.7.2014 erteilten Ermächtigungen sind sohin kon-

sumiert. 

Der Vorstand soll weiterhin ermächtigt sein, eigene Aktien zu erwerben.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Der Vorstand wird gemäß § 65 Abs 1 Z 8 sowie Abs 1a und 1b AktG ermäch-

tigt, auf den Inhaber oder auf Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft 

im Ausmaß von bis zu 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft für eine Gel-

tungsdauer ab 2.7.2015 bis 31.7.2016 sowohl über die Börse als auch außer-

börslich, und zwar auch nur von einzelnen Aktionären oder einem einzigen 

Aktionär, zu einem niedrigsten Gegenwert von EUR 20,-- (Euro zwanzig) je 

Aktie und einem höchsten Gegenwert von EUR 140,-- (Euro einhundertvier-

zig) je Aktie zu erwerben. Der Handel mit eigenen Aktien ist als Zweck des 

Erwerbs ausgeschlossen. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise oder 
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auch in mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwe-

cke durch die Gesellschaft, durch ein Tochterunternehmen (§ 228 Abs 3 

UGB) oder für Rechnung der Gesellschaft durch Dritte ausgeübt werden.  

 

b) Den Erwerb über die Börse kann der Vorstand der DO & CO Aktiengesell-

schaft beschließen, doch muss der Aufsichtsrat im Nachhinein von diesem 

Beschluss in Kenntnis gesetzt werden. Der außerbörsliche Erwerb unterliegt 

der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats. Im Falle des außerbörslichen 

Erwerbs kann dieser auch unter Ausschluss des quotenmäßigen Veräuße-

rungsrechts durchgeführt werden (umgekehrter Bezugsrechtsausschluss). 

 

c) Der Vorstand wird für die Dauer von fünf Jahren ab Beschlussfassung gemäß 

§ 65 Abs 1b AktG ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Ver-

äußerung beziehungsweise Verwendung eigener Aktien eine andere Art der 

Veräußerung als über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot, unter 

sinngemäßer Anwendung der Regelungen über den Bezugsrechtsausschluss 

der Aktionäre, zu beschließen und die Veräußerungsbedingungen festzuset-

zen. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise oder auch in mehreren Teil-

beträgen und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesell-

schaft, durch ein Tochterunternehmen (§ 228 Abs 3 UGB) oder für Rechnung 

der Gesellschaft durch Dritte ausgeübt werden.  
 

d) Der Vorstand wird ferner ermächtigt mit Zustimmung des Aufsichtsrats er-

forderlichenfalls das Grundkapital durch Einziehung dieser eigenen Aktien 

ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss gem § 65 Abs 1 Z 8 letzter Satz 

iVm § 122 AktG herabzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt Änderungen 

der Satzung, die sich durch die Einziehung von Aktien ergeben, zu beschlie-

ßen. 

 

Im Übrigen wird auf den Bericht des Vorstands gem § 65 Abs 1b AktG iVm 

§ 170 Abs 2 AktG und § 153 Abs 4 S 2 AktG zu diesem Tagesordnungspunkt 

verwiesen. 

 


